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AbzG §§ 2, 6; BGB §§ 195, 196

Anspriiche eines Darlehensgebers entsprechend § 2 AbzG
verJjdhren nach den Vorschriften, die fiir Anspriiche des
Abzahlungsverkdufers aus § 2 AbzG gelten (Ergdnzung zu
BGHZ 58, 121 und 60, 108).
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Rechtsayﬁ}

Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf
die miindliche Verhandlung vom 22. Mai 1978 durch die
Richter Dr. Krohn, Dr. Tidow, Dr. Peetz, Lohmann
und Boujong ‘

fir Recht erkannt:
Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil
des 1. Zivilsenats des Oberlandesgerichts
Karlsruhe vom 3. Dezember 1975 aufgehoben.
Die Berufung der Kligerin gegen das Urteil der
VI. Zivilkammer des Landgerichts Mannheim vom

3. Juni 1975 wird zuriickgewiesen.

Die Kldgerin hat die Kosten des Berufungs-
und Revisionsrechtszuges zu tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Kldgerin, eine Teilzahlungsbank, gewidhrte im
November 1964 der (zwischenzeitlich geschiedenen) Ehe-
frau des Beklagten einen Kredit filir den Kauf eines Per-
sonenkraftwagens. Der Beklagte iibernahm die gesamtschuld-
nerische Haftung fiir die Verpflichtungen der Kreditneh-
merin aus dem Kreditgeschdft. Die Kldgerin nahm am 28.
Juni 1965 den ihr sicherungsiibereigneten Kraftwagen zu-
rﬁck,'nachdem die Kreditnehmerin mit der Rlickzahlung des
Darlehens in Verzug gekommen war.
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Die Kldgerin forderte vom Beklagten im Jahre 1974
zundchst Riickzahlung des restlichen Darlehens. Sie hat
Klage auf Zahlung von 1 997,22 DM (nebst 8 % Verzugs-
zinsen) mit der Begriindung erhoben, ihr stiinden Aus-
gleichsanspriiche nach § 2 AbzG in dieser Hohe zu.

Der Beklagte hat Klageabweisung beantragt und die
Einrede der Verjdhrung erhoben.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen, das Ober-
landesgericht hat ihr stattgegeben.

Mit der - zugelassenen - Revision erstrebt der Be-
klagte die Wiederherstellung des landgerichtlichen Ur-
teils.

Entscheidungsgriinde

Die Revision hat den erstrebten Erfolg.

I.
Das Berufungsgericht hat ausgefiihrt:

Der Beklagte hafte als Gesamtschuldner mit der Kiau-
ferin des sicherungsiibereigneten Fahrzeugs fiir die Ver-
pflichtungen aus dem Kreditgeschédft. Kauf- und Darle-
hensvertrag bildeten einen wirtschaftlich einheitlichen
Vorgang. Bei einem finanzierten Abzahlungskauf dieser
Art seien die Vorschriften des Abzahlungsgesetzes auch
im Verhdltnis zwischen Kreditgeber und Kreditnehmer/K#&u-
fer anzuwenden. Deshalb gelte das Verhalten der Klégerin




nach § 5 AbzG als Riicktritt vom Vertrag. Denn sie habe
das ihr sicherungsiibereignete Fahrzeug an sich genommen.
‘Damit habe die Kldgerin das Volleigentum an dem Fahrzeug
ervworben und ihre Anspriiche aus dem Darlehensvertrag
verloren, an dessen Stelle Anspriiche aus einem Riickab-
wicklungsverhdltnis entsprechend den Regeln des Abzah-
lungsgesetzes getreten seien. Fiir diese bestehe die ge-
samtschuldnerische Haftung des Beklagten fort.

Die Revision erhebt gegen diese rechtliche Wirdi-
gung des unstreitigen Sachverhalts keine Riigen. Rechts-
fehler laBt das Berufungsurteil insoweit auch nicht er-
kennen. Insbesondere kommt der Schutz des Abzahlungsge-
setzes dem Ehegatten des Abzahlungskdufers zugute, der
fiir das diesem gewdhrte Darlehen die gesamtschuldneri-
sche Haftung i{ibernommen hat (vgl. BGHZ 64, 268).

II.

1. Nach Auffassung des Berufungsgerichts verjdhren die
sich aus § 2 AbzG ergebenden Anspriiche der Klidgerin als
der kreditgebenden Bank in der regelmé&Bigen Verjéhrungs-
frist von 30 Jahren (§ 195 BGB). Das Berufungsgericht hat
hierzu -~ unter Hinweis auf die Entscheidungen des Bundes-
gerichtshofs in BGHZ 58, 121 und 60, 108 - ausgefiihrt:

Eine rechtsdhnliche Anwendung des § 196 BGB mit der
dort vorgesehenen kurzen Verjahrungsfrist habe der Bun-
desgerichtshof zwar fiir Anspriiche nach § 2 AbzG bejaht,
wenn der Verkaufer von einem Abzahlungskauf im Sinne des
Abzahlungsgesetzes zurlicktrete. Fiir eine rechtsdhnliche
Anwendung dieser Vorschrift komme es danach mitentschei-
dend auf den urspriinglichen rechtsgeschaftlichen Vor-
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gang zwischen den Vertragspartnern und den aus ihm ab-

geleiteten Erfiillungsanspriichen an. Forderungen aus der
Gewdhrung eines Darlehens verjdhrten aber auch dann in

der Frist des § 195 BGB, wenn das Darlehen im Rahmen ei-
nes finanzierten Abzahlungskaufs zur Tilgung der Kauf-
preisforderung verwendet werde. Eine iiber die Tragweite

der Entscheidung in BGHZ 58, 121 hinausgehende rechts-
dhnliche Anwendung des § 196 BGB auf Anspriiche des Kre-
ditgebers nach § 2 AbzG sei nicht geboten. Der Kreditge-
ber trete trotz des wirtschaftlichen Zusammenhangs zwi-

schen Kauf- und Kreditvertrag nicht in die Rolle des Ver-
kdufers ein. Die gebotene entsprechende Anwendung der

§§ 5 und 2 AbzG hebe die rechtliche Selbstdndigkeit der
Vertrage und der sich daraus entwickelnden Rechtsver-
hdltnisse der jeweiligen Vertragspartner nicht auf. Auch
die Verjdhrung sei daher rechtlich getrennt zu beurtei-
len. Sinn und Zweck des § 196 BGB kénnten eine entsprechen-
de Anwendung dieser Vorschrift auf darin nicht geregelte
Fdlle nur bei einer vergleichbaren Situation rechtferti-
gen, die jedoch fehle. Denn die Anspriiche des Darlehens-
gebers kénnten einem Anspruch auf Warenlieferung wirt-
schaftlich nicht gleichgestellt werden.

2. a) Die vorstehend angefiihrten Entscheidungen des
Bundesgerichtshofs, die schon das Berufungsgericht bei
seiner Urteilsfindung beriicksichtigt hat, sind nicht vor-
greiflich fiir die Beantwortung der Rechtsfrage, inner-
halb welcher Verjdhrungsfrist die Ausgleichsanspriiche des
Darlehensgebers beim finanzierten Abzahlungskauf nach § 2
AbzG verjdhren. Das Urteil des VIII. Zivilsenats in BGHZ
58, 121 betrifft nur die Frage, wann die Anspriiche des
Verkidufers aus § 2 AbzG verjidhren. Das Senatsurteil in
BGHZ 60, 108 befafit sich nur mit der Verjdhrung des Dar-
lehensriickerstattungsanspruchs. Es ist weder von vornher-

ein notwendig, daB Anspriiche des Darlehensgebers aus § 2
AbzG der regelmdaBigen Verjadhrungsfrist unterliegen, noch,




daB fiir die Anspriiche des Darlehensgebers aus § 2 AbzG
die Verjahrungsregeln gelten, die fiir die entsprechen-
den Anspriiche des Verkdufers mafligeblich sind. Die Be-
antwortung der Rechtsfrage, deretwegen das Berufungsge-
richt die Revision zugelassen hat, bedarf vielmehr ge-
sonderter Untexrsuchung.

b) Der Gesetzgeber hat die Verjahrung der Anspri-
che aus § 2 AbzG nicht ausdriicklich geregelt. Das
schlieBt jedoch eine entsprechende Anwendung einer von
der Verjdhrungsregel des § 195 BGB abweichenden Verjdh-
rungsvorschrift auf einen in ihr nicht ausdriicklich ge-
regelten, dem geregelten aber im wesentlichen gleichen
Tatbestand nicht aus, auf den der Grundgedanke der Vor-
schrift zutrifft (vgl. BGHZ 58, 121).

c) Eine entsprechende Anwendung der Verjdhrungsvor-
schrift des § 196 Abs. 1 Nr. 1 BGB auf einen Anspruch
des Darlehensgebers aus § 2 AbzG 1348t sich, wie das Be-
rufungsgericht zutreffend ausgefiihrt hat, nicht auf das
vor dem Riicktritt (oder dem als Riicktritt geltenden Ver-
halten) bestehende Darlehensverhdltnis zwischen dem Dar-
lehensgeber und dem Abzahlungskdufer stiitzen. Zwar steht
das Darlehen beim finanzierten Abzahlungskauf in einem
engen wirtschaftlichen Zusammenhang mit dem Kaufvertrag.
Dieser Zusammenhang gebietet nach § 6 AbzG, dem Kidufer
den Schutz des Abzahlungsgesetzes auch im Verh&dltnis
zum Darlehensgeber zugute kommen zu lassen. Unter beson-
deren Umstdnden kann der Kdufer bei einem wirtschaftlich
einheitlichen finanzierten Abzahlungskauf dariiber hinaus
dem Riickzahlungsanspruch des Darlehensgebers Einwendun-
gen aus dem Kaufvertrag entgegenhalten (sog. Einwendungs-
durchgriff, vgl. BGHZ 37, 94; 47, 33%33; 52, 112; 66, 165,
168; BGH NJW 1973, 452, 453%). Der Schutzzweck des Abzah-
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lungsgesetzes geht jedoch nicht so weit, daB der Darle-
hensriickerstattungsanspruch rechtlich als eine "modifi-
zierte Kaufpreisforderung" zu behandeln ist, deren Ver-
Jahrung sich bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzun-
gen nach § 196 Abs. 1 Nr. 1 BGB richtet (vgl. das Se-
natsurteil in BGHZ 60, 108, 111). Auch beim finanzier-
ten Abzahlungskauf gilt daher fiir den gegeniiber der
Kaufpreisforderung rechtlich selbstdndigen Darlehens-
rickzahlungsanspruch die fiir Anspriiche aus einem Darle-
hensvertrag maBgebliche regelmidflige Verjdhrungsfrist nach
§ 195 BGB und nicht die kiirzere Verjahrungsfrist fiir Kauf-
preisforderungen eines Gewerbetreibenden nach § 196 Abs.1
Nr. 1 BGB (BGB-RGRK 12. Aufl. § 6 AbzG Rdn. 48; Erman/
Weitnauer/Klingsporn,BGB 6. Aufl. AbzG Vorb. III Rdn.38 a;
a.A. Coester, NJW 1973, 1042; Mollers, NJW 1973, 1919,
1920 f; Weick, JZ 1974, 13; Palandt/Putzo, BGB 37. Aufl.
Anh. zu § 6 AbzG Anm. 4 4 aa). Denn bei der verjdhrungs-
rechtlichen Behandlung des Darlehensriickzahlungsan-

spruchs handelt es sich nicht darum, daB der Kidufer das
Darlehen zuriickerstatten muB3, ohne den Kaufgegenstand er-
halten zu haben oder behalten zu diirfen. Insbesondere
geht es insoweit nicht darum, dafl der Kaufer trotz des
Riicktritts vom Vertrag oder des als Vertragsriicktritt
geltenden Verhaltens (§ 5 AbzG) und des damit verbunde-
nen Verlusts der Kaufsache zur Riickerstattung des Dar-
lehens verpflichtet bleibt.

d) Diese fiir die Verjiahrung des Darlehensriickzah-
lungsanspruchs mafBgebliche Sach- und Rechtslage dndert
sich grundlegend mit der Wegnahme der Kaufsache durch
den Darlehensgeber. Sein Verhalten gilt bei einem fi-~
nanzierten Abzahlungskauf nach § 5 AbzG "als Ausiibung
des Riicktrittsrechts". Der Schutz, den das Abzahlungsge-
setz dem Kdufer vor einem gleichzeitigen Verlust der Kauf-




sache und des Kaufpreises und vor einer Umgehung der

§¢ 1, 2 und 3 AbzG gewdhrt, verwirklicht sich im Ver-
hdltnis zwischen dém Kdufer und dem Darlehensgeber (BGHZ
47, 241, 242; BGH LM AbzG § 6 Nr. 2; BGB-RGRK aal § 5
AbzG Rdn. 5 und § 6 AbzG Rdn. 47). Zwischen ihnen ent-
steht ein Riickabwicklungsverhdltnis, fiir das die Vor-
schriften liber den Abzahlungskauf mafigeblich sind. Diese
gleichartige rechtliche Prdgung schlieBt eine unter-
schiedliche Behandlung der Verjdhrungsfrage fiir die im
wesentlichen gleichgearteten Anspriiche des Verkaufers
und des Darlehensgebers aus § 2 AbzG aus. Das Abwick-
lungsverhdltnis entsteht bei einem als Riicktritt gelten-
den Verhalten des Darlehensgebers zwar nur zwischen ihm
und dem K#dufer. Die Wegnahme der Kaufsache durch den Dar-
lehensgeber hat daher grundsdtzlich nicht auch die Riick-
abwicklung des Kaufvertrags zur Folge (vgl. BGHZ 57, 112,
115), obwohl sich der Riicktritt von einem Vertrag beim
finanzierten Abzahlungskauf auch auf den anderen auswir-
ken kann (zu den Wirkungen des Riicktritts vom Kaufvertrag
auf das Darlehensverhdltnis vgl. BGHZ 66, 165, 168). DaB
das Abwicklungsverhdltnis beim finanzierten Abzahlungs-
kauf nur zwischen den Partnern des vom Rilicktritt betrof-
fenen Vertragsverhdltnisses entsteht, andert aber nichts
an der wesentlichen Gleichartigkeit der Anspriiche des
Darlehensgebers aus § 2 AbzG mit den entsprechenden For-
derungen des Verkdufers.

e) Die Rechtsdhnlichkeit beider Anspriiche drickt
sich, wie die Revision®zutreffend hervorhebt, in dem In-
halt und dem Umfang der dem Darlehensgeber zustehenden
Anspriiche aus § 2 AbzG aus. Sie zeigt sich insbesondere
an der rechtlich gebotenen Bewertung der Erstattungsfa-
higkeit seiner Aufwendungen nach § 2 AbzG. Nimmt der Dar-
lehensgeber den ihm sicherungsiibereigneten Kaufgegenstand
an sich, so ist fir die Abwicklung zugunsten des Kidufers
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eine Anzahlung zu berlicksichtigen, die dieser dem Ver-
kdufer leistete; dieser Rechnungsposten kann sogar eine
Saldoforderung des Kdufers gegen den Darlehensgeber be-
grinden (vgl. das Senatsurteil BGHZ 47, 241). Zu den
nach § 2 AbzG ersatzfiahigen Aufwendungen des Darlehens-
gebers gehdoren weder die von ihm an den Verkdufer ge-
zahlte Darlehenssumme noch die Kosten, die dem Darlehens-
geber dadurch erwachsen, daB er den Kaufgegenstand an
sich nahm und verwertete (vgl. das Senatsurteil BGHZ 47,
246). Die rechtliche Trennung ("Aufspaltung") des wirt-
schaftlich einheitlichen Vorgangs in rechtlich selbstén-
dige Vertrige (Kauf und Darlehen) wird somit bei der ge-
setzlich gebotenen Riickabwicklung nach §§ 2, 5 AbzG im
Verhdltnis zwischen dem vom Vertrag zuriicktretenden Dar-
lehensgeber und dem Kdufer nicht beriicksichtigt, soweit
der Schutzzweck des Abzahlungsgesetzes entgegensteht.
Zwar tritt der Darlehensgeber durch den Riicktritt nicht
vollstdndig in die Rechtsstellung des Verkaufers ein.
Sein Riicktritt oder sein als Riicktritt geltendes Verhal-
ten (§ 5 AbzG) fiihrt jedoch zu einer weitgehenden recht-
lichen Angleichung seiner Anspriiche aus § 2 AbzG an die
entsprechenden eines Abzahlungsverkdufers. Die Regelung
der Anspriiche aus § 2 AbzG stellt auf das Verhidltnis
zwischen Kdufer und Verkdufer ab. Dem Gesetz liegt die
Vorstellung zugrunde, dafB3 der Verkidufer beim Abzahlungs-
geschdft selbst Teilzahlungen einrdumt, also den Kauf-
preis selbst kreditiert. Die Aufteilung der Funktionen
des Verkdufers und Kreditgebers darf nach dem Schutzzweck
des Abzahlungsgesetzes bei einem wirtschaftlich einheit-
lichen, auf ein gleiches Ziel gerichteten Vorgang, dem fi-
nanzierten Abzahlungskauf, nicht dazu fiihren, den Kaufer
schlechter zu stellen, als er stiinde, wenn der Verkidufer
selbst den Kredit gewdhrt hdtte (vgl. BGHZ 66, 165, 168).
Die Anspriiche des Darlehensgebers auf Aufwendungs- und
Schadensersatz sowie auf Verglitung filir den Gebrauch oder
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die Benutzung der Kaufsache nach §§ 2, 5 AbzG entspre-
chen bei dieser Sachlage im wesentlichen den Ansprilichen
eines Verkdufers, der den Kredit selbst einrdumt. Die
Rechtsstellung des Darlehensgebers aus dem Abwicklungs-
verhdltnis ist daher rechtlich weitgehend der eines Ab-
zahlungsverkdufers angeglichen.

. Auf die Verjdhrung der Anspriiche des Darlehensge-
bers aus § 2 AbzG sind bei dieser Sachlage die Verjidh-
rungsregeln anzuwenden, die fiir die Anspriiche eines Abzah-
lungsverkdufers gelten. Die Griinde, die entsprechend
§ 196 BGB eine kiirzere Verjihrungsfrist fiir die Riickab-
wicklungsanspriiche aus § 2 AbzG des gewerblichen Abzah-
lungsverkdufers rechtfertigen (vgl. BGHZ 58, 121), gelten
sinngemdfB auch fiir die ihnen rechtlich angeglichenen An-
spriiche des Darlehensgebers. Von Bedeutung sind insoweit
namentlich: der enge wirtschaftliche Zusammenhang mit ei-
nem Anspruch auf Lieferung des Kaufgegenstands, die Rechts-
dhnlichkeit mit einem Anspruch des Verkdufers auf Ersatz
des Vertrauensinteresses, der im Abzahlungsgesetz normier-
te Kduferschutz sowie Sinn und Zweck des § 196 BGB, im
Wirtschaftsleben hiufig vorkommende Geschidfte, die Ge-
schdfte des tdglichen Lebens, rasch abzuwickeln.

Der in der Regel wirtschaftlich schwidchere Abzah-
lungskidufer soll innerhalb angemessener Frist nach dem
Riicktritt des Verkiufers oder des Kreditgebers wissen,
ob er mit gegen ihn gerichteten Anspriichen aus § 2 AbzG
zu rechnen hat. Sonst wlirde auch seine Rechtsverteidigung
gegen diese Anspriiche hdufig unangemessen erschwert.
Insbesondere wird er zu Beweismitteln des gewerblichen
Verkaufers oder Kreditgebers fiir die Wertminderung der

Kaufsache (z.B. Schitzurkunden) oder fiir Aufwendungen un-
angemessen lange Zeit nach dem Riicktritt vielfach nicht
mehr sachgerecht Stellung nehmen konnen.
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Dem kann auch nicht entgegengehalten werden, damit
verjdhrten die Anspriiche des Kreditgebers aus dem Ab-
wicklungsverhdltnis rascher als sein Anspruch auf Dar-
lehensriickzahlung. Der Darlehensgeber hat die Wahl,ob
er die Riicktrittsfolgen nach §§ 2, 5 AbzG auslésen will
(vgl. BGHZ 47, 241, 245). Ubt er das Riicktrittsrecht aus,
so dndert sich die Rechtslage wesentlich. Der Riicktritt
beendet den Darlehensvertrag oder wandelt zumindest die-
ses Vertragsverhdltnis in das Riickabwicklungsverhdltnis
um. Der Darlehensgeber hat nunmehr die Moglichkeit, den
Kaufgegenstand fiir sich zu verwerten. Er verliert aber
Rechte, z.B. den Anspruch auf Darlehensriickzahlung, der
mit dem als Riicktritt geltenden Verhalten des Darlehens-
gebers erlischt, und regelmdBig auch die Rechte aus
"Kaufpreiswechseln" (vgl. BGHZ 51, 69, 73). Es entspricht
auch den Besonderheiten des Abwicklungsverhdltnisses,daf3
der Darlehensgeber gehalten ist, wegen der kiirzeren Ver-
jahrungsfrist nach § 196 BGB seine Anspriiche aus § 2
AbzG alsbald geltend zu machen, wenn fiir den Verk&ufer. -

wie hier - die sonstigen Voraussetzungen des § 196 Abs.1
Nr. 1 BGB vorliegen.

Nur die Anwendung der fiir einen Abzahlungsverkdufer

geltenden Verjdhrungsregeln gewdhrleistet im librigen,
daB die Anspruchsverjdahrung fiir bestimmte Aufwendungen,
fiir den Schadensersatz und fiir die Uberlassung des Ge-
brauchs oder der Benutzung nicht von der Verteilung der
Funktionen zwischen Verkdufer und Kreditgeber oder dem

zwischen ihnen bestehenden Innenverhdltnis abhdngt. Ob ein
Anspruch auf eine Benutzungsverglitung nach § 2 AbzG in
der regelmidBigen Verjahrungsfrist des § 195 BGB oder in
der kiirzeren Verjshrungsfrist entsprechend § 196 Abs. 1
Nr. 1 BGB verjidhrt, darf bei der gebotenen Gleichbehand-
lung rechtlich im wesentlichen gléichgearteter Sachver-
halte nicht davon abhidngen, ob der Darlehensgeber den ihm
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sicherungsiibereigneten Kaufgegenstand selbst zurilicknimmt,
ob der von ihm mit den Anspriichen gegen den Kaufer riick-
belastete Verkidufer die Riicktrittsfolgen des § 5 AbzG
durch die Riicknahme der ihm iibereigneten Kaufsache aus-
16st oder ob ein Abzahlungsverkdufer die Kaufsache ohne
Einschaltung eines Kreditgebers zuriicknimmt.

Krohn Tidow Peetz

Lohmann Boujong




	/nf

	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	WilHHHHPstraße H,

	- 3 -


	I.

	//V





